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Summary

Inter-sexuality is an almost unknown phenomenon in society. Mostly unknown is the fact
that inter-sexual children are subjected immediately after birth to gender reassignment
surgery in accordance with standard medical practice, which in many cases leads to
irreversible physical and mental suffering.

In particular, under the impact of the "circumcision debate" the insistence was often
formulated to limit the right of parental consent in medical procedures on the child. In
the case of gender reassignment surgery, this has barely happened with inter-sexual
children.

The article examines the concept of violence in the context of gender reassignment
surgery to inter-sexual children. The underlying understanding of violence is borrowed
from the feminist discourse.

Integrated violence in the mixture of medical "best practices" and "child's well-being"
is actually not so easy to identify. Therefore, the question arises as to what the state
conditions are that even make the use of violence at all possible. And further: how does
the government exercise its responsibility to stop the violence by closing these lawless
areas?

The article attempts a legal analysis to get down to the bottom of these issues. In
particular, the legal concept of "child's well-being" reflects what kind of political pro-
tective obligations actually exist.

On the basis of this argumentation, it becomes clear why the violence to inter-sexual
children is hardly known and also why it is necessary that this should change in fu-
ture.

’

Reésumeé

L’intersexualité est un phénomeéne encore largement méconnu dans notre société. On
ignore également trés souvent que dans la pratique médicale courante, les enfants in-
tersexués sont soumis a une opération visant a leur conférer une identité sexuelle
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immédiatement aprés leur naissance, opération qui conduit dans de nombreux cas a des
souffrances physiques et psychiques irréversibles.

Dans le cadre des débats sur la circoncision, notamment, il a été demandé a plusieurs
reprises de restreindre le droit de décision des parents a 1’égard des interventions
médicales devant étre réalisées sur l’enfant. Dans le cas des opérations effectuées sur
les enfants intersexués, cette restriction n’a que rarement été mise en ceuvre.

L’article examine la notion de la violence sur ['exemple de ces opérations. La con-
ception sous-jacente de la violence est empruntée aux discours féministes.

1l n’est pas toujours facile de discerner la violence intentionnelle dans I’embrouill-
amini des « bonnes pratiques » médicales et du « bien-étre de l’enfant ». La question
se pose donc de savoir quelles sont les conditions-cadres de 1’Etat qui permettent d’ex-
ercer cette violence, mais aussi dans quelle mesure I’Etat est responsable de mettre un
terme a ces faits de violence en fermant ces espaces de non-droit.

L article tente d’analyser ces questions en profondeur sous un angle juridique. A cet
égard, c’est principalement le concept juridique de « bien-étre de I’enfant » qui révéle
les obligations de protection qui incombent réellement a I’Etat.

Ceci explique clairement pourquoi on connait si peu les faits de violence exercés sur
les enfants mineurs intersexués. Reste a expliquer clairement que cette situation doit
changer a l’avenir.

,, Wiihrend der Staat die Freiheit des Individuums in seinen eigenen Angelegenheiten
achtet, ist er andererseits verpflichtet, ein wachsames Auge iiber die Ausiibung jener
Macht zu haben, die er diesem tiber andere gibt. Diese Verpflichtung wird fast géinz-
lich vernachldssigt hinsichtlich der Familienbeziehungen.

(John Stuart Mill 1959, Uber die Freiheit)

A. Einfiihrung

Im privaten Raum um Ehe, Lebenspartnerschaft und Familie ist das Recht meist zu-
riickhaltend. Das erklért, warum es manche Schutznormen mit regulierender Wirkung
gibt — und andere nicht. In Bezug auf intergeschlechtliche Menschen! ist der Gesetzge-
ber besonders zuriickhaltend und iibersieht dabei bewusst, dass Eltern in ihrer Entschei-
dung iiber die geschlechtliche Identitét ihrer intergeschlechtlich geborenen Kinder ge-
sellschaftlichen Einfliissen und Erwartungen meist hilflos ausgeliefert sind. In vielen
Féllen fiihrt das dazu, dass Eltern sich fiir geschlechtsangleichende Eingriffe an ihren
Kindern entscheiden, die nichtwiedergutzumachende Folgen mit sich bringen.

Das Leitmotiv ,,Das Private ist politisch!* wird in feministischen Anerkennungs-
kédmpfen seit gut vierzig Jahren hochgehalten und sich hierauf berufend nach einem

1 Bewusst wurde nicht der géngigere Begriff ,,Intersexualitit™ gewéhlt, der aus einem medizi-
nischen Kontext stammt und daher insbesondere mit Begriffen wie ,,Krankheit®, ,,Storung® und
,,Abweichung* assoziiert wird. ,,Intersexualitdt® ist aulerdem insofern eine missverstiandliche
Ubersetzung des englischen ,,intersex®, als es scheinbar auf ein sexuelles Begehren verweist.
Kritisch anzumerken bleibt aber, dass auch ,,Intergeschlechtlichkeit” die Normalitdt zweier
Geschlechter suggeriert. Historische Begriffsbestimmungen bei Pliimecke, Intersexualitit —
Paradigma kritischer Geschlechterforschung, Berlin 2005, 5.
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staatlichen Eingreifen in geschlechtliche Gewaltverhiltnisse gefordert.> Einen ver-
gleichbaren 6ffentlichen Diskurs hat das Thema Intergeschlechtlichkeit bislang noch
nicht er6ffnet. Dabei stellt sich hier in besonderem MafBe die Frage, inwiefern Eingriffe
an minderjihrigen intergeschlechtlichen Kindern Formen von Gewalt? darstellen, die
des Schutzes staatlicher Regulierung bediirfen.

Hierzu soll erstens in die Problematik von Intergeschlechtlichkeit in Deutschland
eingefiihrt (B), zweitens die Rolle des Staates und dessen geschlechtsbezogene Ge-
waltstrukturen dargestellt (C) und abschlieffend betrachtet werden, inwiefern fiir den
Staat in Bezug auf intergeschlechtliche Kinder eine konkrete Handlungspflicht besteht

(D).

B. Intergeschlechtlichkeit und Gewalt
1. Intergeschlechtlichkeit als ,, Phdnomen *

Dass Geschlecht entweder Weiblich- oder Ménnlichsein bedeutet, ist Teil eines unhin-
terfragten Alltagsbewusstseins. Artikel zu Intergeschlechtlichkeit beginnen daher klas-
sischerweise mit dem Hinweis, dass Menschen aus dieser Dichotomie herausfallen kon-
nen und versuchen, dieses ,,Phinomen* begrifflich zu fassen.*

Die kritische Geschlechterforschung beschiftigt sich mit Intergeschlechtlichkeit seit
iiber zwanzig Jahren und hat hierin ein Paradigma gefunden, Zweigeschlechtlichkeit
grundlegend zu hinterfragen.’ Nichtsdestotrotz ist es bislang noch nicht gelungen, In-
tergeschlechtlichkeit als gesellschaftliche Realitdt in einem kritischen Bewusstsein zu
verfestigen. Mit jedem Versuch, Definitionshoheit zu erlangen, mit jeder Spekulation,
wie viele Menschen in Deutschland wohl , betroffen* sind, manifestiert sich das ,,An-
derssein® intergeschlechtlicher Menschen. Intergeschlechtlichkeit ist und bleibt damit
»Phidnomen* und ein sogenanntes ,,Nischenthema.*

Genau hier liegt das Problem begriindet: Die Debatte scheint zu speziell, grole Fragen
an geschlechtlichen Herrschaftsverhdltnissen aufzuwerfen. Die folgende Darstellung
soll einen Versuch unternehmen, mit dieser Annahme zu brechen und iiber das Beispiel

2 Ausfiihrlich Sauer, Staat und Geschlechtlichkeit, in: Ludwig/Sauer/W&hl (Hrsg.), Staat und
Geschlecht. Grundlagen und aktuelle Herausforderungen feministischer Staatstheorie, Baden-
Baden 2009, 61 ff.

3 Der Darstellung wird ein geschlechtsspezifisches Gewaltverstindnis zugrunde gelegt; schon
vorab ist diesbeziiglich zu verweisen auf Lembke, Gewalt im Geschlechterverhiltnis, Recht
und Staat, in: Foltjani/Lembke (Hrsg.), Feministische Rechtswissenschaft, 2. Auflage, Berlin
2012, 235.

4 Einen sehr guten Uberblick hierzu bietet aber beispielsweise Calvi, Eine Uberschreitung der
Geschlechtergrenzen? Intersexualitdt in der ,,westlichen” Gesellschaft, Baden-Baden 2012,
4 ff.

5 Beginnend schon mit Foucault, Uber Hermaphroditismus, Frankfurt am Main 1978, der als
,,Vorldufer die Historie des Umganges mit Intergeschlechtlichkeit untersucht, um — davon
ausgehend — grundlegende Fragen an ein ,,wahres Geschlecht” zu stellen. Hierzu auch Dietze,
Allegorien der Heterosexualita[Jt. Intersexualital]t und Zweigeschlechtlichkeit — eine Heraus-
forderung an die Kategorie Gender?, in: Die Philosophin, 2003, 9-35.
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von Intergeschlechtlichkeit hinaus geschlechtliche Herrschaftsstrukturen bewusst zu
machen.

1. Die spezifische Gewalt bei Intergeschlechtlichkeit
1. Grundziige eines geschlechtsbezogenen Gewaltbegriffes

Gewalt ist immer schon zentrales Thema von Geschlechterstudien gewesen. Eine pra-
zise Definition von Gewalt — zumal geschlechtsbezogener — ist dabei aber gar nicht so
einfach. Als Gewalt kann zunichst personale physische und/oder psychische Gewalt-
akte, die gegen andere Menschen veriibt werden, gefasst werden. Strukturelle Gewalt
beschreibt dariiber hinaus ungleiche Machtverhiltnisse, die aulerhalb der Zurechen-
barkeit des Individuums liegen.® In diesem Sinne kann Gewalt kaum geschlechtsneutral
sein.” Birgit Sauer nennt das eine ,,Verletzungsmichtigkeit®, die zwar als solche Teil
der ,,condition humaine® ist, aber erst durch Herrschafts- und Gewaltverhéltnisse in
unmittelbare Gewalt umschlégt.®

Strukturelle und personale Gewalt bedingen sich in diesem Sinne gegenseitig: Wer
strukturell in einer herrschenden Position ist, wird eher geneigt sein, seine Macht auch
konkret auszuiiben.” Der Appell an das staatliche ,,Gewalt“-monopol ist es daher, den
Gewaltausiibenden durch regulierende Eingriffe keine freie Hand zu gewéhren. Pro-
blematisch sind solche Félle struktureller Gewalt, in denen der Staat diesem Appell nicht
nachkommt und nicht eingreift, sondern den Gewaltausiibenden freie Hand gewihrt. !

Die Situation intergeschlechtlicher Menschen in Deutschland kann auf mehreren
Ebenen als gewaltgepriigt gelesen werden.!! Die Rechtsordnung geht grundlegend von
einem (biologischen) Zweigeschlechtermodell als Normalfall aus. Dadurch werden in-
tergeschlechtliche Menschen strukturell ausgeschlossen und zugleich eine Tabuisierung
abweichend geschlechtlicher Identitdt vorangetrieben. Auf privater Ebene sehen sich
Eltern dem Druck ausgesetzt, ihren Kindern eine geschlechtlich stabile Identitét zu er-
moglichen und willigen hierzu vielfach in geschlechtsangleichende Operationen ein.
Die Operationen bezwecken die korperliche Einpassung intergeschlechtlicher Kinder
in eines der sozial anerkannten Geschlechter — zumeist unter Verlust der Fortpflan-

6 Zum Begriff struktureller Gewalt vgl. Galtung, Strukturelle Gewalt, Reinbek 1981, 12 ff.

7 Ein asymmetrisches Geschlechterverhdltnis &dufert sich beispielsweise in heterosexuellen
Normvorstellungen in Rede und Bild, subtilen Gewaltandrohungen und sexueller Belasti-
gung.

8 Sauer, in: Ludwig/Sauer/Wohl (Hrsg.), Staat und Geschlecht (Fn. 3), 61 (63).

9 Vgl. Elsuni, Geschlechtsbezogene Gewalt und Menschenrechte, Baden-Baden 2011, 43.

10 Sauer spricht diesbeziiglich von einer ,,Privatisierung des Gewaltmonopols* vgl. Sauer, Der
Staat als geschlechtsspezifisches Gewaltverhiltnis. Uberlegungen zur Dauerhaftigkeit ménn-
licher Gewaltoligopole, in: Gahn (Hrsg.): Geschlecht und Politik, Berlin 2004, 75 (80). Auf
die Rolle des Staates wird spater ausfiihrlicher einzugehen sein.

11 Bereits vor elf Jahren hat sich die Rechtswissenschaftlerin Konstanze Plett genau mit dieser
Frage auseinandergesetzt. Ihre Ausfiihrungen sind Fundament auch dieser Darstellung, vgl.
Plett, Intersexuelle — gefangen zwischen Recht und Medizin, in: Koher/Piihl (Hrsg.), Gewalt
und Geschlecht, Opladen 2003, 21 ff.
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zungsfahigkeit und des sexuellen Lustempfindens. Damit haben strukturelle Gewalt-
verhéltnisse im Fall von Intergeschlechtlichkeit manifest physische Folgen.

2. Intergeschlechtlichkeit vor dem deutschen Recht

Im deutschen Recht wird die Kategorie ,,Geschlecht an keiner Stelle definiert — Inter-
geschlechtlichkeit somit auch nicht explizit ausgeschlossen. Doch werden mit ge-
schlechtsbezogenen Vorschriften spezifische Erwartungen an ,,Geschlecht* gekniipft,
in deren Horizont intergeschlechtliche Menschen nicht aufgenommen sind.!?

Ein Beispiel aus der Verfassung ist das in Art. 6 GG verankerte Rechtsinstitut Ehe.
Die Ehe hat damit einen grundrechtlichen Status, ist nach standiger Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts aber nur der Paarbindung von Mann und Frau vorbehalten
und damit von der Lebenspartnerschaft fiir gleichgeschlechtliche Paare abzugren-
zen.!3 Ebenso kniipft das Familien- und Abstammungsrecht im biirgerlichen Gesetzbuch
explizit an médnnliche und weibliche Rechtsfiguren an: Die rechtliche Mutter ist immer
eine ,,Frau die gebart (§ 1591 BGB), der rechtliche Vater stets ein ,,Mann® (§ 1592
BGB). '* Diese Vorschriften iibergehen, dass ,,Geschlecht sich gerade nicht in der
Dichotomie von ,,minnlich und ,,weiblich® abspielt. Durch die Entwicklung von
Rechtsprechung und Gesellschaft sind sie auSerdem lédngst hinfillig geworden. Deutlich
wird das an einem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2011.'5 Hier
urteilte das Gericht, dass fiir Trans*Personen geschlechtsangleichende Operationen zu
einer Anderung des Geschlechtseintrages keine notwendige Voraussetzung mehr sein
soll. Die logische Konsequenz daraus ist, dass Menschen einem rechtlichen Geschlecht
angehoren und im kontraren Geschlecht Kinder erzeugen kénnen. Nach den Vorschrif-
ten des biirgerlichen Rechts konnen diese Menschen dann jedenfalls aber nicht ,,Mutter*
und ,,Vater* fiir ihre Kinder sein.!6 Fiir diesen Widerspruch hat das Recht bislang noch
keine Losung gefunden.!”

Die Konfliktlinien lassen sich ohne weiteres auf Intergeschlechtlichkeit iibertragen:
Wenn Partnerschaft und Verwandtschaft von der Zuordnung zu einem der beiden Ge-
schlechter abhidngen sollen, sind Menschen ohne geschlechtliche Verortung jedenfalls

12 Mit den vielféltigen rechtlichen Dimensionen solcher ,,Erwartungen® beschéftigt sich
Adamietz, Geschlecht als Erwartung, Berlin 2011.

13 Zur VerfassungsmaBigkeit der Lebenspartnerschaft vgl. BVerfG, Beschluss vom 7.5.2013 —
2 BVR 909/06, NJW 2013, 2257. Fiir eine Lebenspartnerschaft ist weder duBleres Erschei-
nungsbild noch sexuelle Orientierung, sondern das registrierte Geschlecht bestimmend.

14 Die Rechtsfiguren ,,Mutter” und ,,Vater* sind nur ausgewihlte Beispiele unter vielen. Eine
ausfiihrliche Auseinandersetzung mit der rechtlichen Dimension von Geschlecht in Ausein-
andersetzung mit Intergeschlechtlichkeit bietet Siebrichs, Das unbestimmte Geschlecht,
FamRZ 2013, 1182.

15 BVerfG, Beschluss vom 11.1.2011 — 1 BvR 3295/07, NJW 2011, 909.

16 hierzu Remus, Rechte von trans- und intergeschlechtlichen Eltern, NJW-aktuell, 3/2014, 14.

17 In dem Beschluss vom 11.1.2011 erkennt das BVerfG diesen Widerspruch, verweist aber
schlicht auf § 11 TSG, wo vorgesehen ist, dass Kinder einem leiblichen Vater oder einer
leiblichen Mutter zugewiesen werden. Allerdings wurde bereits im Beschluss von 2011 ver-
merkt, dass die Anderung ,,dem Geschlechterverstindnis widerspriche und weitreichende
Folgen fiir die Rechtsordnung hétte.*.
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ausgeschlossen. Um Alltagsrollen erfiillen zu kénnen, werden sie aber genétigt, sich
einem der beiden Geschlechter und den entsprechenden geschlechtlichen Erwartungen
zuunterwerfen. Ein tatsdchlich selbstbestimmtes Leben intergeschlechtlicher Menschen
wird dadurch unméglich. '8

Zentraler Schauplatz fiir Anerkennungskdampfe von intergeschlechtlichen Menschen
ist das Personenstandsgesetz (PStG). Der rechtliche Personenstand benennt alle per-
sonlichen Informationen, die fiir eine staatliche Erfassung preiszugeben sind. Nach der
Geburt eines Kindes sind das Geburtsdatum, Verwandtschaftsverhdltnisse und eben
auch das Geschlecht. Was dabei ,,Geschlecht™ bedeutet, ist erst durch die Einfiihrung
des dritten Absatzes zu § 22 PStG zum 1. November 2013 ndher konkretisiert wor-
den.! Nach dieser Gesetzesidnderung ist ein Kind entweder ,,ménnlich® oder ,,weiblich*
oder — wenn nichts von beidem eindeutig feststellbar ist — einfach ohne Geschlecht. Mit
der Regelung wollte der Gesetzgeber der Situation intergeschlechtlicher Menschen
Rechnung tragen, indem nunmehr zumindest die Rechtspflicht einer geschlechtlichen
Zuordnung unmittelbar nach der Geburt wegfallt.

Eine tatsichliche Verbesserung bringt die Anderung aber kaum mit sich: ,,Ménnlich*
und ,,weiblich® bleiben der Normalfall, wihrend ein fehlender Geschlechtseintrag als
bloBes Sammelbecken fiir alle Formen anatomisch-geschlechtlichen Abweichens dient.
Nach § 18 PStG ist der Geschlechtseintrag innerhalb einer Woche nach der Geburt zu
machen. Damit kann aber allenfalls ein Bruchteil aller in Betracht kommenden inter-
geschlechtlichen Kinder erfasst werden, denn héufig dufert sich Intergeschlechtlichkeit
erst in der Pubertit eines Kindes. 2° Kritisch anzumerken bleibt schlieBlich, dass auch
mit Anderung der personenstandsrechtlichen Rechtslage die restliche Rechtsordnung
mit der Erwartung von Zweigeschlechtlichkeit beladen ist. Der Druck, dem ,,Normal-
fall“ von Geschlecht zu entsprechen, bleibt also grundsétzlich bestehen.

3. Operative Geschlechtsanpassung als private Praxis

Staatliche Direktiven fiir eine kdrperliche Geschlechtszuweisung gibt es nicht — diese
Entscheidung liegt in elterlicher Hand. Ratsuchende Eltern wiederum sind auf die Be-
ratung von Mediziner innen angewiesen, die somit in eine Position fachlicher Kompe-
tenz geriickt sind.

In der Medizinwissenschaft wird Intergeschlechtlichkeit als Krankheit oder Stérung
bezeichnet, wenngleich die Funktionsféhigkeit der Geschlechtsorgane in den wenigsten

18 Anschaulich hierzu personliche Stellungnahmen als ,,Fallbeispiele* im CAT-Parallelbericht
zum 5. Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland: http://intersexuelle-menschen.net/
parallelberichte/5_staatenabkommen_cat.php (Abruf vom 9.7.2014).

19 Die Anderung erfolgte durch Art. 3 des Gesetzes vom 28. August 2013 (BGBI. 1, 3458). An-
zumerken bleibt, dass das Allgemeine Preulische Landrecht bereits deutlich progressiver war.
Hier war ndmlich ein konkreter ,,Zwitterparagraph* enthalten.

20 Ausfiihrliche Kritik beispielsweise bei Remus, Ein Leben ohne Geschlecht?: http://www ju-
wiss.de/111-2013/ (Abruf vom 9.7.2014).
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Fillen gestort ist.2! Es ist in Deutschland langjéhrige Praxis, Eltern zu einer operativen
Geschlechtszuweisung ihrer Kinder zu raten und diese innerhalb der ersten 18 Lebens-
monate eines Kindes durchzufiihren.?? Die Verfahren gehen auf die Optimal Gender
Policy des US-amerikanischen Sexualforschers John Money zuriick. Pramisse seiner
Lehre ist, dass Kinder nur in einem eindeutig zugewiesenen Geschlecht psychisch stabil
leben konnen.?? Die in der Geschlechterforschung aufgegriffene Unterscheidung zwi-
schen biologischem und sozialem Geschlecht — eben sex und gender — stammt also
urspriinglich aus den medizinisch/psychiatrischen Untersuchungen an intergeschlecht-
lichen Menschen aus den 1950er Jahren.2*

Die Entscheidung, welches Geschlecht zugewiesen wird, wird zumeist aufgrund der
medizinischen Machbarkeit getroffen. Das filihrt dazu, dass 85-90 % der Fille die Zu-
weisung zum weiblichen Geschlecht vorgenommen wird.?* Die medizinische Zuwei-
sung erfolgt in der Regel anhand genitalverdndernder Eingriffe und Hormonersatzme-
dikationen.?¢ Die Operationen sind als hochinvasiv zu bewerten.?” Folgen des korper-
lichen Eingriffs sind hdufig Schmerzen, Vernarbungen sowie zahlreiche Nebenwirkun-
gen der dauerhaften Medikation mit Hormonersatzmitteln. Durch das Beschneiden der
dufleren Genitalien wird ein Verlust des sexuellen Lustempfindens in Kauf genommen.
Dariiber hinaus berichten betroffene Intergeschlechtliche von schweren psychosozialen
Folgen: Die Pathologisierung des eigenen Korpers, zumeist einhergehend mit umfas-
senden und hiufigen Untersuchungen und der Zurschaustellung des intergeschlechtli-
chen Korpers, als krankhaft und abnorm, kann zu einer hohen Belastung bis zu einem
gestdrten Verhiltnis zum eigenen Kérper fiihren.2

21 Entsprechend medizinische Fachbegriff seit der Chicago Consensus Conference 2005: ,,DSD
—Disorders of Sex Development.*, vgl. auch AWMF-Leitlinien-Register Nr. 006/105 von der
Deutschen Gesellschaft (DG) fiir Kinderchirurgie, der DG fiir Urologie und der DG fiir Gy-
nékologie.

22 Vgl. aktuelle Leitlinie der Gesellschaft fiir Kinderheilkunde und Jugendmedizin Storungen
der Geschlechtsentwicklung 027/022, 1.1.2010: http://www.awmf.org/uploads/tx_szleitlini-
en/027-0221 S1 Stoerungen der Geschlechtsentwicklung 2010-10.pdf  (Abruf  vom
9.7.2014).

23 Fiir Aufsehen und Kritik in der Offentlichkeit hat insbesondere Moneys Experiment an David
Reimer gefiihrt; hierzu Butler, Die Macht der Geschlechtergrenzen, Frankfurt am Main 2004,
S. 40 ff.

24 Kritisch zum Gender-Begriff Dietze, Vortrag in der NGBK vom 28. Juli 2005, zitiert nach
Pliimecke, (Fn. 2), 104.

25 Vgl. Brinkmann, Behandlungserfahrungen von Menschen mit Intersexualitit — Ergebnisse
der Hamburger Intersex-Studie, in: Gyndkologische Endokrinologie 2007, 241. Es gilt der
Leitgedanke: ,,Lieber ein Maddchen, das nichts spiirt, wenn es mit einem Mann schléft, als ein
Knabe, der keine Erektion bekommt und nicht im Stehen urinieren kann.“ — so der ge-
schlechtszuweisende Rat eines Arztes an eine Mutter, nach Plattner, Erfahrungsbericht der
Mutter eines intersexuellen Kindes, in: Groneberg/Zehnder (Hrsg.), Intersex —Geschlechts-
anpassung zum Wohl des Kindes? Erfahrungen und Analysen, Fribourg 2008, 13 (16).

26 Ausfiihrliche Darstellung der Eingriffe im CAT-Parallelbericht (Fn. 19), 9 ff.

27 Nach Reiter handelt es sich hierbei um Folter, vgl. Reiter, ,,Ein normales Geschlecht ermdg-
lichen®, in: Neue Gesellschaft fiir Bildende Kunst (Hrsg.), 1-0-1 intersex. Das Zwei-Ge-
schlechter-System als Menschenrechtsverletzung, 136 (137).

28 Zupsychosozialen Folgen vgl. Stern, Intersexualitét — Geschichte, Medizin und psychosoziale
Aspekte, Marburg 2010, 89 ff.
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Die Operationen werden vor ratsuchenden Eltern in der Regel mit dem Argument
begriindet, Kinder durch geschlechtliche Eindeutigkeit vor sozialer Ausgrenzung zu
bewahren.?? Oftmals wird als medizinische Indikation auch ein erhdhtes Krebsrisiko
der hormonproduzierenden Keimdriisen genannt.?? Ein solches ist nach aktuellem Stand
in der medizinischen Forschung aber allenfalls als ,,diirftig* zu bewerten.?! Insbesondere
der kindliche Bedarf nach geschlechtlicher Stabilitit kann empirisch nicht nachgewie-
sen werden.? Im Gegenteil: Mittlerweile belegen mehrere Studien, dass frithe chirur-
gische Eingriffe an den Genitalien hdufig zu psychischen und sexuellen Problemen statt
zur besseren sozialen Anpassung fiihren.??

Forderungen im medizinischen Diskurs richten sich daher auf eine Full Consent Po-
licy, nach der geschlechtszuweisende Behandlungen bis zu einem Zeitpunkt aufgescho-
ben werden sollen, zu dem der_die Minderjéhrige selbst die Einsicht zu einer Einwilli-
gung besitzen.*

4. Grundrechtliche Schutzpflichten

Wertungen des Grundgesetzes helfen, die geschlechtszuweisenden Eingriffe fiir eine
rechtliche Betrachtung ndher einzuordnen. Zunéchst betreffen die Operationen das
Grundrecht auf kdrperliche Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 GG. Das allein erfasst aber
gerade nicht den geschlechtsspezifischen Gehalt der Eingriffe. Politisch wesentlich be-
deutsamer ist daher eine Verortung als Eingriff in das allgemeine Personlichkeitsrecht
aus Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG.

Seit dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts im Jahr 2005 zum sogenannten
Transsexuellengesetz (TSG) fillt unter den Schutzbereich namentlich auch das ,,Finden
und Erkennen der eigenen geschlechtlichen Identitét sowie der eigenen sexuellen Ori-
entierung.“33 In seinem Beschluss vom 11.1.2011 zum TSG konkretisierte das Bundes-
verfassungsgericht den Schutzbereich sexueller Selbstbestimmung noch weiter: Das
Recht die eigene Geschlechtsidentitét zu finden soll vom kérperlichen Erscheinungsbild

29 Beispielsweise Sinnecker, Intersexualitit, in: Wolf/Esser/Mittag (Hrsg.): Kinder- und Ju-
gendgynékologie. Atlas und Leitfaden fiir die Praxis, Stuttgart 2002, 171 (192).

30 Brinkmann/Schweizer/Richter-Appelt, Geschlechtsidentitallt und psychische Belastungen
von erwachsenen Personen mit Intersexualita(lt — Ergebnisse der Hamburger Intersex Studie,
Zeitschrift fiir Sexualwissenschaften, 2007, 129 (141).

31 Leitlinien: Stérungen der Geschlechtsentwicklung (No. 027/022, zuletzt aktualisiert 10/2010)
der Deutschen Gesellschaft fiir Kinderheilkunde und Jugendmedizin, 5.

32 Nach einer Studie aus dem Jahr 2000 etwa hatte von achtzig nichtbehandelten interge-
schlechtlichen Kindern genau ein Kind ein psychisches Problem. Nachweise bei Fausto-
Sterling, Sexing the Body: Gender Politics and the Construction of Sexuality, New York 2000,
94.

33 Sobeispielsweise Koyama/Weasel, Von der sozialen Konstruktion zur sozialen Gerechtigkeit,
in: Die Philosophin 2003, 79 (80).

34 Diamond/Sigmundson, Management of Intersexuality, Nr. 7: http://www.hawaii.edu/PCSS/
biblio/articles/1961t01999/1997-management-of-intersexuality.html (Abruf vom 9.7.2014).

35 BVerfG, Beschluss vom 6.12.2005 — 1 BvR 3/03, JZ 2006, 513.
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unabhiingig sein.’® Fiir transgeschlechtliche Menschen bedeutet das, dass sie ihr Ge-
schlecht personenstandsrechtlich nunmehr dndern kénnen, ohne sich dazu einer ge-
schlechtsdndernden Operation unterziehen zu miissen. Unmittelbaren Bezug zu Inter-
geschlechtlichkeit gibt es in dem Beschluss nicht. Es ldsst sich sehr wohl aber der Wille
des Gerichts herauslesen, dass ein Recht auf das ,,Finden und Erkennen® der Ge-
schlechtsidentitét gdnzlich ungebunden an jedwede korperliche Erscheinungsform von
Geschlecht bestehen soll. Auch die Geschlechtsidentitit jenseits von sozial anerkannter
Zweigeschlechtlichkeit kann in dieser Lesart in den grundrechtlichen Schutzbereich
fallen. Zu einer Ausiibung dieses Grundrechts haben intergeschlechtliche Kinder keine
Chance, wenn die Entscheidung iiber ihre geschlechtliche Identitdt innerhalb der ersten
18 Lebensmonate fremdbestimmt wird. Die geschlechtszuweisenden Operationen wi-
dersprechen nach der hier vertretenen Interpretation’” dem allgemeinen Personlich-
keitsrecht in der Auslegung, die es jiingst durch das Verfassungsgericht erhalten hat.

An dieser Stelle sollte auch eine geschlechtliche Diskriminierung intergeschlechtli-
cher Menschen in Betracht gezogen werden, die nach Art. 3 III GG ausnahmslos ver-
boten ist.’® Dem Konzept von Laura Adamietz folgend, das Geschlecht als Erwartung
an Geschlecht begreift, werden intergeschlechtliche Kinder nur deswegen anders be-
handelt als alle anderen Kinder, weil sie bei ihrer Geburt nicht den Erwartungen zweier
klar abgrenzbarer Geschlechter entsprechen. 3 Einen VerstoB gegen das geschlechtliche
Diskriminierungsverbot hat das Bundesverfassungsgericht bislang aber nicht einmal in
seinen Entscheidungen zu Transgeschlechtlichkeit erwogen.

Jedenfalls wird durch Beschiftigung mit der jiingeren Rechtsprechung deutlich, dass
die geschlechtliche Identitit intergeschlechtlicher Kinder vor dem Grundgesetz als
schiitzenswert erachtet werden muss. Zu dieser Erkenntnis ist bislang aber weder der
Gesetzgeber, noch das Bundesverfassungsgericht gelangt. Vielmehr sind geschlechts-
zuweisende Operationen vor dem Staat durch die elterliche Einwilligung gerechtfertigt.

36 BVerfG, Beschluss vom 11.1.2011 — 1 BvR 3295/07, NJW 2011, 909: Hier wird benannt,
was 2005 lediglich anklang; hierzu Schmidt am Busch, Intersexualitit und staatliche Schutz-
pflichten bei geschlechtszuweisenden Operationen, AGR 2012 (137), 441 (448).

37 Vertretbar konnte freilich auch sein, den Beschluss so zu deuten, dass ein Recht auf ,,Finden
und Erkennen der Geschlechtsidentitit vollig unabhédngig von der korperlichen Erschei-
nungsform und damit unabhingig von geschlechtszuweisenden Operationen besteht. Die
Operationen wiirden die Ausiibung des Rechts damit nicht weiter beeintrachtigen. Eine solche
Auslegung widerspricht aber dem durchaus progressiven Ansatz des Gerichts und wird daher
hier nicht vertreten.

38 Zu den Anforderungen von Ungleichbehandlungen nach Art. 3 I GG, die eine Nihe zu den
Merkmalen aus Art. 3 III GG aufweisen insbesondere Britz, Der allgemeine Gleichheitssatz
in der Rechtsprechung des BVerfG — Anforderungen an die Rechtfertigung von Ungleichbe-
handlungen durch Gesetz, NJW 2014, 346 (349), mit Verweis auf das Votum aus BVerfG,
Beschluss vom 19.6.2012 —2 BvR 1397/09, NJW 2012, 2790. Hiernach sei auf das Merkmal
sexueller Identitit bewusst in Art. 3 III GG verzichtet, weil die spezifische Ndhe zum Ge-
schlecht ohnehin eine Ungleichbehandlung verbiete.

39 Vgl. hierzu Adamietz, Geschlechtsidentitit im deutschen Recht, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, 2012, 15 (19).
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Der Blick richtet sich damit auf die Rolle des Staates und dessen Gewaltmonopol zur
Regulierung privater Verhiltnisse.

C. ,,Das Private ist politisch!“* — Geschlechtliche Gewalt und rechtsfreie
Raume

1. Geschlechterverhdltnisse im Staat

In Bezug auf Geschlechterverhéltnisse entziindet sich eine jahrzehntealte Tradition fe-
ministischer Staatskritik.?® Um hierbei die Rolle des Staates grundlegend nachvollzie-
hen zu koénnen, soll das komplexe Verhéltnis von staatlicher Macht, Gewalt und der
Freiheit zunéchst auf theoretischer Ebene vereinfacht beleuchtet werden.

Der Staat wird legitimiert durch seine Biirger innen. Diese Legitimation beruht auf
ihrem Bediirfnis nach Sicherheit und Regulierung von innen und auflen. Der Staat ist in
diesem Sinne méchtig, weil er die Freiheit des_der Einzelnen verteidigen soll.#! Méchtig
ist er, weil Menschen sich hierfiir zusammenschlieen. Nach Hannah Arendt ist diese
legitime Herrschaftsmacht das genaue Gegenteil von Gewalt.*> Gewalt dagegen sei
durch einen instrumentalen Charakter gekennzeichnet und illegitime Herrschaft. Sobald
Gewalt ausgeiibt wird und der Staat dies nicht verhindert, hei3t das, der Staat habe an
eigentlicher Macht verloren.** Mit anderen Worten: Gewalt darf sich innerhalb staatli-
cher Machtausiibung nicht verselbststdndigen und zu einem sogenannten Selbstzweck
werden.

Biirger_innen beanspruchen nicht nur Freiheit im Staat, sondern auch Freiheit vom
Staat. Aber damit ist nicht die Forderung nach einem absolut staatsfreien Privatbereich
gemeint.** Gerade Privatverhiltnisse sind anfiillig fiir Macht- und Herrschaftsverhalt-
nisse und damit fiir Gewalt. Ein Nichteingreifen des Staates wiirde damit gegen die
urspriingliche Legitimation staatlicher Macht — ndmlich zur Sicherung personaler Au-
tonomie und Freiheit — verstoBen. Das wire im Sinne Hannah Arendts dann der Punkt,
an dem staatlich legitime Macht der Gewaltausiibung weichen muss.

40 Die dargestellten ,,Geschlechterverhéltnisse beziehen sich zundchst auf strukturelle Un-
gleichheiten zwischen Frauen* und Méannern. Das soll keinesfalls bedeuten, dass diese Ka-
tegorien AusschlieBlichkeit beanspruchen. Vielmehr sollen Konzepte, die aus Anerkennungs-
kémpfen innerhalb dieser Geschlechterlinien entwickelt wurden, auf den Diskurs um Inter-
geschlechtlichkeit tibertragen werden.

41 Vgl. Lembke, in: Foltjani/Lembke (Hrsg.), Feministische Rechtswissenschaft (Fn. 4), 235
(236).

42 Arendt hierzu: ,,Macht gehort in der Tat zum Wesen aller staatlichen Gemeinwesen, ja aller
irgendwie organisierten Gruppen, Gewalt nicht. (...) Staatliche Macht in diesem Sinne ist
Selbstzweck.* vgl. Arendt, Macht und Gewalt, 3. Auflage, 1998, 52.

43 Vgl. Hagemann-White, Gewalt im Geschlechterverhiltnis als Gegenstand sozialwissen-
schaftlicher Forschung und Theoriebildung: Riickblick, gegenwértiger Stand, Ausblick, 29;
Arendt selbst hierzu: ,,Macht und Gewalt sind Gegensitze. Wo die eine absolut herrscht, ist
die andere nicht vorhanden. (...) Gewalt kann Macht vernichten; sie ist génzlich auflerstande,
Macht zu erzeugen.“, (Fn. 43), 57.

44 Vgl. Lembke, in: Foltjani/Lembke (Hrsg.), Feministische Rechtswissenschaft (Fn. 4), 236.
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Genau dies wird im feministischen Diskurs seit den 1970er Jahren thematisiert und
skandalisiert: Eine Trennung von &ffentlicher und privater Sphére durch den Staat. Bis
in die 1990er Jahre wurde durch Ehegesetzgebung, Polizei und Rechtsprechung in den
sogenannten ,,Privatbereich® von Familien und Partnerschaften im Grunde nicht weiter
eingegriffen.*’ Sie wurden als ,,apolitische* rechtsfreie Riume gehandhabt und dadurch
die Voraussetzungen dafiir geschaffen, dass strukturelle Unsicherheit und Unterlegen-
heit von Frauen* fortbestehen konnten. Gewaltstrukturen im sozialen Nahbereich*6
wurden dadurch faktisch toleriert und aufrechterhalten. Dies fiihrte zur Strafbarkeit von
Vergewaltigungen durch einen unbekannten Téter, wihrend die Vergewaltigung durch
den Ehemann hingegen explizit von einer Vergewaltigungsstrafbarkeit ausgeschlossen
war.*’ Die feministische Kritik bewertet diese Handhabung als staatliche ,,Opportuni-
tatsstruktur” von Ménnergewalt gegen Frauen durch bewusste Schaffung ,,ménnlicher
Gewaltoligopole®“.*® Die politische Theoretikerin Carole Pateman nennt den Staats-
griindungsvertrag daher einen ,,sexuellen Vertrag®.*> In diesem Sinne werden Staats-
verhéltnisse als geschlechtsspezifische Gewaltverhéltnisse entlarvt.

II. Rechtliche Perspektiven auf Vergewaltigung und héusliche Gewalt

Die feministische Kritik der letzten Jahrzehnte richtete sich insbesondere auf die recht-
liche Regulierung von Vergewaltigung und hiuslicher Gewalt.® An diesen Beispielen
und ihrer Entwicklung soll die aufgeworfene Problematik rechtsfreier Rdume im sozia-
len Nahbereich und die konkreten Folgen der feministischen Anerkennungskdmpfe
dargestellt werden.

45 Eine gute Darstellung der feministischen Anerkennungskampfe bei Gottsche, Recht. Macht.
Geschlechterverhiltnisse. Geschlechterverhéltnisse machen Recht; in: Rendtorff/Riegraf/
Mabhs (Hrsg.), 40 Jahre feministische Debatten, 2013, 74 ff.

46 Dabei meint geschlechtliche Gewalt in diesem Zusammenhang die Gewalt von Ménnern an
Frauen. Zwar wird zur Kenntnis genommen, dass es durchaus auch Gewalt gibt, die von
Frauen an Ménnern ausgeiibt wird, doch sind heterosexuelle Beziehungen in dieser Hinsicht
keinesfalls ausgeglichen; Nachweise bei Schréttle, Anmerkungen zur Thesen der Gender-
symmetrie bei Gewalt in Paarbeziehungen, in: Gender 2010, 133; Kavemann, Téterinnen —
die Gewaltausiibung von Frauen im privaten Raum im Kontext der feministischen Diskussion
iber Gewalt im Geschlechterverhéltnis, in: NK 2/2009, 46ff.

47 Klarstellend ist darauf zu verweisen, dass in solchen Fillen wegen N&tigung und Korperver-
letzung zu bestrafen war.

48 Sauer, Geschlechtsspezifische GewaltmaBigkeit rechtsstaatlicher Arrangements und wohl-
fahrtsstaatlicher Institutionalisierungen, in: Dackweiler/Schéfer (Hrsg.): Gewaltverhéltnisse,
Frankfurt am Main 2003, 81. Nach Sauer ist die staatliche Herrschaft damit zweigeteilt: Nach
auflen durch den ménnlich dominierten Biirokratieapparat, nach innen durch ,,hausvéterliche*
Gewalt von ,,Familienpatriarchen®.

49 Dieses Konzept geht zuriick auf Pateman, The Sexual Contract, Stanford 1980.

50 Geschlechtsbezogene Gewalt beschrinkt sich dabei nicht auf physische Gewalt. Gewalt be-
steht vor allem auch in 6konomischen Strukturen, Benachteiligungen im sozialen Siche-
rungssystem, Ausbeutung auf dem Arbeitsmarkt usw. Hierzu Sauer, in: Ludwig/Sauer/Wohl
(Hrsg.), Staat und Geschlecht (Fn. 3), 61 ff.
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1. Vergewaltigung

Seit jeher ist der Vergewaltigungstatbestand gepragt von bestimmten Geschlechts- und
Sittlichkeitsvorstellungen.3! Grundidee der Strafnorm war es, die Ehre des ,,unbeschol-
tenen* Méadchens vor dem Angriff des unbekannten ménnlichen Aggressors zu schiit-
zen.>2 Auch die Rechtsprechung ist Biihne sexistischer Ressentiments: Withrend der
minnliche Téter als unabsichtlich und triebhaft handelnd verteidigt wird, wird das
weibliche Opfer, wenn auch ungewollt, mitschuldig oder tatprovozierend dargestellt.>?

So fiigt es sich nur logisch, dass Vergewaltigung in der Ehe bis 1997 explizit nicht
als Vergewaltigung, sondern nur als Notigung strafbar war.’* Begriindet wurde das so-
genannte ,,Ehegattenprivileg® mit dem Schutz von Ehe und Familie.’® Die Familie als
Raum des Riickzugs und der Intimitét sollte nicht kriminalisiert oder durch staatliches
Intervenieren aus dem Gleichgewicht gebracht werden. Fiir die Ehefrau stellte sich die-
ser geschlossene Raum im Falle von Gewalt und Vergewaltigungen doch gerade als Ort
der Machtlosigkeit dar.

Erst im Jahre 1997 wurden inner- und auBereheliche Vergewaltigungen rechtlich
gleichgestellt. Trotz entgegenstehender Forderungen wurde aber die Moglichkeit der
Strafmilderung in minder schweren Fillen in die Norm aufgenommen.>® Zur Auslegung
bedient sich die Kommentarliteratur weiterhin der Kasuistik zur abgeschafften Rechts-

51 Urspriinglich zdhlte Vergewaltigung zu den ,,Verbrechen und Vergehen wider die Sittlich-
keit®.

52 Vergewaltigungen finden zu 2/3 aller Félle im sozialen Nahbereich statt, vgl. Jdger, Das
staatsanwaltliche Sonderdezernat ,,Gewalt gegen Frauen“: Erfahrungen aus dem Strafver-
fahren wegen sexualbezogener Gewaltkriminalitdt gegen Frauen, Frankfurt am Main 2000,
87f.

53 Zur Rechtsfigur der ,,nicht unwillkommenen Gewalt* hat sich die Rechtsprechung als sehr
kreativ erwiesen: so sollen etwa eine blole Unterhaltung und das Begleiten eines Mannes in
seine Wohnung (BGH, Urteil vom 13.11.1985 — 2 StR 626/85, StV 1986, 149) oder auch
schon das Tanzen in der Wohnung eines langjéhrigen Bekannten (BGH, Urteil vom 1.09.1993
— 4 StR 495/93, StV 1993, 639) tatprovozierend wirken.

54 Die Ehefrau galt als ,,nicht vergewaltigbar”. Der eheliche Beischlaf wurde als geschiitztes
Rechtsgut der Ehe betrachtet, zum Teil wurde die Verweigerung dessen sogar als Angriff
durch Unterlassen gewertet, den der Ehemann durch Notwehr gerechtfertigt ,,abwehren*
durfte, Kratzer, Die Geschichte des Vergewaltigungstatbestandes — Aufbruch contra Kon-
servierung, in: KritV 2010, 83 (85).

55 BGH, Urteil vom 2.11.1966 — IV ZR 239/65, NJW 1967, 1078, zu dem sogenannten ,,Inhalt
der Verpflichtung zu ehelicher Lebensgemeinschaft und Bedeutung der Verletzung dieser
Pflicht fiir die Zerriittung der Ehe®: ,,Die Frau geniigt ihren ehelichen Pflichten nicht schon
damit, daB sie die Beiwohnung teilnahmslos geschehen 146t. Wenn es ihr infolge ihrer Ver-
anlagung oder aus anderen Griinden, zu denen die Unwissenheit der Eheleute gehoren kann,
versagt bleibt, im ehelichen Verkehr Befriedigung zu finden, so fordert die Ehe von ihr doch
eine Gewdhrung in ehelicher Zuneigung und Opferbereitschaft und verbietet es, Gleichgiil-
tigkeit oder Widerwillen zur Schau zu tragen..

56 Der minder schwere Fall war heftig kritisiert, weil immerhin ein Drittel aller Urteile in diesem
Sinne gemildert wurde. Dogmatisch gesehen handelt es sich hierbei sogar nur um einen min-
der schweren Fall einer sexuellen Notigung, weil Vergewaltigung nun Regelbeispiel von se-
xueller Notigung ist, vgl. Kratzer, ,,Unwiderstehliche Gewalt®, ,,ernsthafter Widerstand* und
»~minder schwerer Fall“ als Schliisselworter der Geschichte des Vergewaltigungstatbestandes,
in: Temme/Kiinzel (Hrsg.): Hat Strafrecht ein Geschlecht?, Bielefeld 2010, 119, (127).
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lage — das Institut des minder schweren Falles dient nun als Einfallstor fiir fortgesetzte
Schuldzuschreibungen und ,,shaming* des Opfers. 37 So wird nach wie vor der Umstand,
dass zwischen Tater und Opfer zuvor eine Paarbeziehung bestand als strafmildernd ein-
geworfen.>® Relikte des alten ,,Vergewaltigungsmythos* bleiben damit in Tatbestand
und Auslegung bestehen. Dariiber hinaus zeigt eine aktuelle bundesweite Studie den
erschreckenden Trend, dass bei Anzeigeerstattung von Frauen wegen Vergewaltigung
in deutlich weniger Fillen Urteile ausgesprochen werden als noch vor zwanzig Jah-
ren.>® Reformbedarf des § 177 StGB besteht nach diesen Erkenntnissen mehr denn je.

2. Hdusliche Gewalt

Félle nicht unbedingt sexualisierter Gewaltanwendung im sozialen Nahbereich werden
als ,,hdusliche Gewalt* bezeichnet. Es handelt sich dabei um eine Gewaltform, die weit
iiber den strafrechtlichen Gewaltbegriff hinaus psychische und emotionale Gewalt ein-
schlieBt.%? Der zugrundeliegende Gewaltbegriff schlieBt somit weit {iber den strafrecht-
lichen Gewaltbegriff hinaus psychische und emotionale Gewalt mit ein. Es handelt sich
also wohl um eine der alltdglichsten Formen der Gewaltausiibung und als solches um
ein Massenphénomen.

Es dauerte allerdings bis 2002, bis der Staat mit dem ,,Gesetz zur Verbesserung des
zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichte-
rung der Uberlassung der Ehewohnung bei Trennung* schlieBlich seine Schutzpflicht
bei privater Gewaltanwendung anerkannte. Das Gesetz regelt die Verkniipfung zivil, —
straf- und polizeirechtlicher Schutzmechanismen.®' AuBerdem wurden autonome Frau-
enhduser errichtet, die als anonyme Zufluchtsorte Schutz vor hiuslicher Gewalt bieten.
Zwar gibt es bei der Umsetzung der Gesetzesvorlage durchaus berechtigte Kritikpunk-

57 Frommel, Die Reform der Sexualdelikte 1997/98, in: Kiinzel (Hrsg.), Unzucht — Notzucht —
Vergewaltigung, Frankfurt am Main 2003, 261.

58 BGH, Beschluss vom 30.11.2000 — 4 StR 463/00.

59 Nach der Studie des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen e.V. wurden 2012
nur 8,4 % der angezeigten Fille verurteilt — im Gegensatz zu 21,6 % vor 20 Jahren. Auch
handelt es sich bei wesentlich mehr der angezeigten Fille um Vergewaltigungen im familidren
Nahbereich, vgl.  http:/www.kfn.de/versions/kfn/assets/Presseerklacrung Vergewalti-
gung.pdf (Stand vom 9.7.2014).

60 Leutze-Mohr, Hausliche Gewalt gegen Frauen — eine straffreie Zone?, Baden-Baden 2001,
S.337.

61 Beispielsweise wird gem. § 2 GewSchG nach dem Grundsatz ,,Wer schlégt, geht* die ge-
meinsame Ehewohnung der verletzten Person zugestanden und ihr bei Zuwiderhandeln straf-
rechtlicher Schutz gewdhrt.
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te.®2 Von einem weitestgehend rechtsfreien Raum kann beziiglich héuslicher Gewalt
aber nicht mehr gesprochen werden.

D. Staatliche Verantwortung und Gesetzesliicken bei Intergeschlechtlich-
keit

1L Aufder Suche nach Titer_innen

Die Frauenbewegung hat in Bezug auf die staatliche Wiirdigung von hauslicher Gewalt
und Vergewaltigung letztlich doch Erfolge zu verzeichnen. Es wére im Gegenzug fiir
den Staat wohl aber auch nur schwer mdoglich gewesen, die offensichtliche Gewaltaus-
iibung durch Nichthandeln weiterhin zu legitimieren.

Anders liegt es im Fall von geschlechtsangleichenden Operationen an intergeschlecht-
lichen Kindern: Wer als Téter in im privaten Bereich zur Verantwortung zu ziehen ist,
bleibt weitestgehend unklar.

Die Unklarheiten beruhen darauf, dass die drztlichen Eingriffe durch eine elterliche
Einwilligung straf- und zivilrechtlich unbeachtlich werden. Eine solche Einwilligung
ist regelmdBig in den besten Absichten fiir die kindliche Entwicklung begriindet. Die
Vorstellung von Eltern, ihren Kindern ein ,,normales®, gesundes Leben zu ermdglichen,
ist natiirlich nachvollziehbar.%* Mit dieser Vorstellung sind sie der fachlichen Kompe-
tenz von Mediziner_innen mehr oder weniger ausgeliefert: Sie sind ja meistens fach-
fremd und mit Fragen an Intergeschlechtlichkeit tiberfordert. Mediziner innen orien-
tieren sich in ihrer Beratung an den herrschenden medizinischen Leitlinien. Auch sie
erfiillen damit nicht die Erwartung, die an typische Gewalttiter innen gesetzt wird.

Ein klassisches ,,Titer-Opfer-Schema* passt nicht.®* Oder vielmehr anders herum
formuliert: Eltern und Arzt_innen unterliegen ihrerseits der ,,Gewalt* geschlechtlicher
Erwartungen. Gewalt in Bezug auf Intergeschlechtlichkeit stellt damit eine soziale Pra-
xis dar, die in ihrem spezifischen Kontext von elterlicher Sorge und deren rechtlichen
Grenzen gelesen werden muss.

II. Die Rechtmdpigkeit elterlicher Einwilligung

Die elterliche Sorge hat ihre verfassungsrechtliche Grundlage in Art. 6 Abs. 2 GG: Er-
ziehung und Pflege des Kindes sollen Recht und Pflicht der Eltern sein. Die Regelung
ist dem Umstand geschuldet, dass Kinder selbst als noch nicht rechtlich handlungsfzhig
gelten. Die elterliche Erkldarung wird daher als Fiktion der kindlichen Erkldrung ver-
wandt. Damit wird klar, dass elterliche Sorge kein freies Gestaltungsrecht beinhaltet,

62 Zu den Kritikpunkten Géttsche, in: Rendtorff/Riegraf/Mahs (Hrsg.), 40 Jahre feministische
Debatten (Fn. 46), 74 (79).

63 Plett geht sogar weiter und analysiert die elterliche Einwilligung als Elterninteresse, der
»Schande® eines intergeschlechtlichen Kindes zu entgehen, vgl. Plett, (Fn. 12), 21 (34).

64 So auch Elsuni (Fn.), 56.
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sondern zuvorderst am sogenannten Kindeswohl orientiert sein muss.® Allein der Aus-
druck ist aber denkbar vage und gibt nicht unbedingt Aufschluss dariiber, inwiefern
dieses ,,Wohl“ objektiv bestimmbar ist.®® Er muss also durch Rechtsprechung und die
sonstige Gesetzeslage ausgefiillt werden. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts ist Ziel der elterlichen Sorge, dem Kind dabei zu helfen, eine eigenver-
antwortliche Personlichkeit innerhalb der Gesellschaft zu entwickeln. ¢7 In dieser Lesart
bedeutet jedenfalls die elterliche Sorge vielmehr eine Schutzpflicht denn eine elterliche
Macht- und Herrschaftsposition iiber das Kind.%® Das Kindeswohl muss entsprechend
eine objektive Grenze fiir die Ausiibung elterlicher Sorge darstellen. Es ist damit das
»Wichteramt™ des Staates, das objektive Kindeswohl unabhéngig von der subjektiven
Einschiitzung der Eltern zu behiiten.®® Bei Eingriffen in Kindesrechte, die hdchstper-
sonlicher Natur sind, ist die elterliche Einwilligungsfahigkeit allein rechtslogisch wegen
eines VerstoBes gegen das Personlichkeitsrecht entzogen.”® Anhand von Parallelwer-
tungen zu dhnlich einschneidenden Eingriffen in Kindesrechte soll fiir den Fall von
Intergeschlechtlichkeit ermittelt werden, warum gerade in solchen Féllen eine elterliche
Einwilligung zuldssig sein soll.

1. Sterilisationsverbot nach § 1631 ¢ BGB und Kastrationsgesetz

Eine zivilrechtliche Begrenzung der elterlichen Sorge findet sich in § 1631 ¢ des Biir-
gerlichen Gesetzbuches (BGB). Von Interesse ist die Vorschrift fiir die Debatte um
Intergeschlechtlichkeit, weil sie fiir Eltern ein absolutes Verbot aufstellt, in die Sterili-
sationen ihrer minderjihrigen Kinder einzuwilligen. Dieses Verbot gilt ausnahmslos —
auch ein Handeln im vermeintlichen Kindesinteresse kann daran nichts édndern.’”! In
diesem Fall hat der Staat Gebrauch von seinem ,,Wéchteramt* gemacht, weil die irre-
versiblen Folgen einer Sterilisation unvereinbar mit dem Recht eines Kindes sind, das
spitere Leben selbststindig zu gestalten.”> Ausnahmen werden fiir das Einwilligungs-
verbot aufgestellt, wenn eine Heilbehandlung als sekunddire Folge eine Sterilisation
verursachen kann.”> Im Fall von Intergeschlechtlichkeit wird sogar eine gezielte Ent-
fernung der Keimdriisen zum Zweck der Geschlechtsanpassung als solch eine ,,sekun-

65 Normiert in § 1627 BGB, vgl. Darstellung hierzu bei Tonsmeyer, Grenzen des elterlichen
Sorgerechts bei intersexuell geborenen Kindern de lege lata und de lege ferenda, Berlin 2012.

66 Die englische Ubersetzung lautet dagegen ,,best interest of the child und hat damit schon
eine ganz andere Bedeutung.

67 BVerfG, Beschlul vom 2.7.1969 — 1 BvR 669/64, NJW 1969, 1617.

68 Plett, (Fn. 12), 21 (34), verweist diesbeziiglich darauf, dass der urspriingliche Begriff , elter-
licher Macht“ 1976 in die ,.elterliche Sorge* gedndert wurde, vgl. BGBI. I, 1061.

69 Ebenda verweist auf BVerfG, Urteil vom 29.7.1959 1 — 1 BvR 205/58, NJW 1959, 1483.

70 Plett, Stellungnahme fulIr die ol ffentliche AnholIrung zum Thema ,,Intersexualital /t* am
25.6.2012, 11.

71 Salgo, in: Staudinger, BGB-Kommentar, 15. Auflage, Berlin 2010, § 1631 ¢ BGB, Rn. 7:
»~mannliche wie weibliche, gesunde wie behinderte Minderjahrige gleichermalen.* Grund-
gedanke des Gesetzgebers war es zu verhindern, dass behinderte minderjahrige Kinder ,,vor-
sorglich® sterilisiert werden, BT-Drs. 14/1247, 7.

72 Salgo (Fn. 72), § 1631 ¢ BGB, Rn. 7 mit Verweis auf BVerfG, Beschlufl vom 22.5.1975 — 2
BvL 13/73, in: NJW 1975, 1641.

73 Salgo (Fn.72), § 1631 ¢ BGB, Rn. 7.
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dare* Folge gehandhabt. SchlieBlich seien die Eingriffe als Heilbehandlung fiir die psy-
chische Stabilitit des intergeschlechtlichen Kindes unabdingbar.”* Dass eine ge-
schlechtsangleichende Operation in den allermeisten Féllen aber nichts anderes als eine
gezielte Sterilisation ist und damit dem Grundgedanken von § 1631 ¢ BGB zuwider
lauft, wird im medizinischen Diskurs nicht weiter thematisiert.

Zu dhnlichen Ergebnissen fiihrt ein wertender Vergleich mit dem Kastrationsgesetz
(KastrG). Kastration im medizinischen Sinne bedeutet die Ausschaltung der Keimdrii-
sen mit der Folge von Unfruchtbarkeit und Verlust der Libido.”> Damit sind Eingriffe
an intergeschlechtlich geborenen Kindern, soweit sie die operative Entfernung der
Keimdriisen beinhalten, Kastrationen im medizinischen Sinne. Allerdings findet das
Kastrationsgesetz nach § 1 KastrG nur auf solche Eingriffe Anwendung, die sich gegen
die Auswirkungen eines sogenannten ,,abnormen Geschlechtstriebes* richten. Eine di-
rekte Anwendung auf die Eingriffe an intergeschlechtlichen Kindern verbietet sich da-
her.”¢ Gleichwohl nimmt das Kastrationsschutzgesetz gestufte Zuléssigkeitsvorausset-
zungen insbesondere bei Eingriffen an Minderjahrigen vor, die eine besondere Beriick-
sichtigung des Rechts aufkorperliche Integritit wie auch auf sexuelle Selbstbestimmung
enthalten und damit wertend fiir Eingriffe an intergeschlechtlichen Kindern herange-
zogen werden sollten. Grundsétzlich muss der_die Betroffene nach §2 Abs. 1 Nr.3
KatrG das 25. Lebensjahr vollendet haben und selbst einwilligen. Ausnahmen sind nur
im Zusammenhang mit einer lebenserhaltenden medizinischen Indikation nach § 3
Abs. 4 KastrG zuléssig. Sofern die Gonadektomie blof3 unbeabsichtigte Nebenfolge ei-
nes Eingriffes ist, wie es oft in Fillen von geschlechtszuweisenden Operationen aufge-
fiihrt wird, bedarf es zu ihrer Zuléssigkeit zumindest einer schwerwiegenden Krankheit.
AulBlerdem ist aufgrund von Schwere und Irreversibilitdt der MaBnahmen gemil § 5
KastrG stets die Priifung der Voraussetzungen durch eine unabhiangige Gutachterstelle
erforderlich.

2. Wertungen aus der ,, Beschneidungsdebatte

Die Frage, wie weit das Recht elterlicher Sorge bei Genitaleingriffen am Kind reichen
soll, wurde vor zwei Jahren in einer Intensitét diskutiert, die sonst kaum jemals ein
offentlicher Diskurs erlangte.””Unmittelbar im Anschluss auf diesen Diskurs wurde mit
§ 1631 d BGB’® die mannliche Genitalbeschneidungen explizit und auch aus nicht re-
ligiésen Griinden erlaubt und andererseits mit § 226 a StGB ein Straftatbestand zur Po-
nalisierung weiblicher Genitalverstiimmelung eingefiihrt.”®

Weibliche und ménnliche Genitalverstimmelung unterscheiden sich in Intensitédt und
Folgen der Eingriffe. In das Grundrecht auf korperliche Unversehrtheit und insbeson-

74 So beispielsweise Rothdrmel, Rechtsfragen der medizinischen Intervention bei Intersexuali-
tdt, in: MedR 2006, 274 (282).

75 Tonsmeyer (Fn. 66), 131 1.

76 Ebenda auch ausfiihrlich zu der Ablehnung einer Analogie.

77 Einen Uberblick iiber die Polemik der Debatte bei Vof, Interventionen gegen die deutsche
Beschneidungsdebatte, Miinster 2012.

78 Eingefiigt durch Gesetz vom 20.12.2012 (BGBI. I, 2749).

79 Eingefiigt durch Gesetz vom 24. 9. 2013 (BGBL. L, 3671).
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dere das Personlichkeitsrecht der Kinder wird jedoch in beiden Fillen eingegriffen.30
Wihrend die ménnliche Beschneidung als jiidische und muslimische Kulturpraxis ver-
teidigt wurde, besteht ein ,,westlicher* Konsens hinsichtlich der Verurteilung weiblicher
Genitalbeschneidung.®! Die Schaffung eines eigenen Straftatbestandes sowie der Min-
deststrafrahmen von einem Jahr wurden mit dem Willen zur Sensibilisierung fiir das
groBe Unrecht der Genitalverstiimmelung begriindet. 82

Die umfangreiche Debatte um Kindesrechte und kindliche Selbstbestimmung hétte
eigentlich Anlass fiir Bundesregierung, Bundesrat und Bundestag sein kénnen, iiber
Gesetzesdnderungen auch im Fall von Intergeschlechtlichkeit nachzudenken. Dass dies
trotz der offenkundigen Parallelen nicht geschehen ist, verdeutlicht die Abhéngigkeit
der Bewertung vergleichbarer Handlungen von kulturellen Normen.®* Denn im Grunde
haben beide Diskurse iiber die Frage an Kindesrechte hinaus ein vergleichbares Mo-
ment: Sowohl die geschlechtszuweisende Operationen bei Intergeschlechtlichkeit, als
auch die religiés motivierten weiblichen und ménnlichen Genitalbeschneidungen sollen
letztlich eine stabile soziale Eingliederung in die eigene Gesellschaft ermdglichen.

Im Fall ménnlicher Genitalbeschneidung hat sich der deutsche Gesetzgeber mit dem
Erlass von § 1631 d BGB gegen eine Schutzbediirftigkeit des zu beschneidenden Kindes
und fiir elterliche Einwilligungsfahigkeit entschieden. Fiir die Bestimmung des Kin-
deswohls im Fall von Intergeschlechtlichkeit hat das letztlich wenig Aussagekraft, denn
die Eingriffe sind von einer ganz unterschiedlichen Intensitit.

Anders die Lage bei weiblichen Genitalverstimmelungen: Nicht nur hat der Gesetz-
geber fiir diese Fille einen Straftatbestand geschaffen, er hat ihm mit der Mindeststrafe

80 Zu diesem Schluss in der umstrittenen Debatte zu ménnlicher Beschneidung kommen auch
Hornle/Huster: Wie weit reicht das Erziehungsrecht der Eltern? Am Beispiel der Beschnei-
dung von Jungen, in: JZ 2013, 329.

81 Die Parallelitdt der Debatten ermdglicht einen Blick auf die kulturelle Pragung, der die Wer-
tung von genitalverdndernden Eingriffen an Kindern unterliegt. Deutlich wird dies bereits an
der etablierten Terminologie. Wenn es sich um die Beschneidung weiblicher Genitalien han-
delt, wird tiberwiegend der Begriff der ,,Genitalverstimmelung* gewahlt, wihrend bei ménn-
lichen Kindern der Begriff ,,Beschneidung® etabliert ist, vgl. Géttsche, Korper, Gesundheit
und Gewalt, in: Berghahn/Schulz (Hrsg.): Rechtshandbuch fiir Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragte, Hamburg 2013, 2.

82 BT- Plenarprotokoll 17/ 250, 32069 f.

83 Die Moglichkeit der Ausdehnung der adressierten Praxen wird unter anderem von der WHO
selbst erkannt: ,,Some practices, such as genital cosmetic surgery and hymen repair, which
are legally accepted in many countries and not generally considered to constitute female ge-
nital mutilation, actually fall under the definition used here.“ Andere Praktiken, wie kosme-
tische Genitaloperationen, fallen somit unter die Definition von Genitalverstimmelung, sind
jedoch laut WHO explizit von der Wertung als solcher ausgenommen. Das Beispiel der er-
wachsenen Frau, die eine Genitaloperation aus &sthetischen Griinden straf- und problemlos
vornehmen lassen kann, hingegen nicht aus religiésen Motiven, zeigt die Diskrepanz in der
Bewertung der Motive von Genitalbeschneidungen auf.

84 Eine wichtige Rolle spielt die Tradition als ,,unhinterfragte Selbstverstdndlichkeit®, in der
diese Praxen stehen. Erscheint auch die Wertung von Intergeschlechtlichkeit als ,,medizi-
nisch- sozialer Notfall als tradiert, existiert doch die Praxis der moglichst raschen Ge-
schlechtszuweisung erst seit den 1950er Jahren und trug durch das einhergehende Verschwei-
gen der Diagnose zur gesellschaftlichen Inexistenz der Thematik bei. Einen guten Uberblick
iiber den gesellschaftlichen wie politischen Stimmungen unterworfenen Wandel der Betrach-
tung von Intergeschlechtlichkeit bietet Calvi (Fn. 5), 4 ff.
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von einem Jahr sogar Verbrechenscharakter beigemessen. Damit wird der Unrechtscha-
rakter deutlich, den der Gesetzgeber derart folgeschweren Eingriffen an Kindern bei-
misst. Hinsichtlich der Intensitét ihrer Wirkung, den schweren Gesundheitsschdaden so-
wie des Verlustes sexuellen Lustempfindens sind Genitalverstiimmelungen und ge-
schlechtsangleichende Operationen durchaus vergleichbar.®5 Diese rechtliche Wertung
des Kindeswohls und zugleich Missbilligung der Eingriffe sind daher fiir die Debatte
um Intergeschlechtlichkeit und die diesbeziigliche Einordnung des Kindeswohls von
unmittelbarer Bedeutung.

3. Wertungen aus vélkerrechtlicher Perspektive

Insbesondere auf volkerrechtlicher Ebene entstehen der Bundesrepublik Pflichten fiir
eine Auslegung des Kindeswohls.

Durch Ratifizierung der Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen (KRK) hat
die Bundesrepublik Deutschland sich verpflichtet, Kinderrechte zu beachten und sie zu
verteidigen. Dadurch wird das Gebot aufgestellt, das Kind als Rechtssubjekt und nicht
als Objekt zu betrachten.®¢ Das Kindeswohl als ist in Art. 3 KRK festgehalten und ist
wesentliche Leitlinie der Konvention: In Interessenkonflikten miissen Kindesinteressen
die Richtschnur sein. Natiirlich handelt es sich hierbei um einen kulturell relativen Be-
griff, der den Staaten in der Umsetzung einen gewissen Spielraum {iberldsst. Der Spiel-
raum der Staaten stoft aber etwa namentlich bei irreversiblen Eingriffen wie Genital-
verstimmelungen von Kindern an seine Grenzen.8” Geschiitzt ist in Art. § KRK insbe-
sondere das Recht des Kindes auf Identitdt. Ein solches Identitdtsrecht muss bei kon-
sequenter Auslegung des konventionsrechtlichen Kindeswohls auch das Recht auf eine
freie Bestimmung der Geschlechtsidentitiit beinhalten.®® Im Falle einer Verletzung ver-
biirgt Art. 8 Abs. 2 KRK staatlichen Schutz und Beistand bei der Wiederherstellung der
Identitit.%

Nach dem Parallelbericht zum 5. Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland
beziiglich der Umsetzung der VN-Antifolterkonvention (CAT) stellen die operativen
Behandlungen intergeschlechtlicher Menschen Folter nach den Maflgaben der Konven-
tion dar.”® Folglich verletzt Deutschland durch Untitigbleiben seine Pflicht aus Art. 2
Abs. 1 CAT, Folterhandlungen durch legislatives, justizielles, administratives oder an-
deres Eingreifen zu verhindern.

85 Der Vergleich wird aber kaum gezogen. Dariiber wundert sich auch Géttsche, in: Berghahn/
Schulz (Hrsg.): Rechtshandbuch fiir Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte (Fn. 82), S. 3.

86 Werlen, Rechtlicher Schutz fiir Kinder mit bei Geburt uneindeutigem Geschlecht, in: Grone-
berg/ Zehnder (Hrsg.): Intersex — Geschlechtsanpassung zum Wohl des Kindes? Erfahrungen
und Analysen, Fribourg 2008, 177 (182).

87 Schmahl, Kinderrechtskonvention Handkommentar, 1. Auflage, Baden-Baden 2013, Art. 3
KRK, Rn. 13.

88 So Werlen, in: Groneberg/ Zehnder (Hrsg.): Intersex — Geschlechtsanpassung zum Wohl des
Kindes? (Fn. 87), 177 (181).

89 Grundgedanke der Norm war es, eine rechtliche Basis gegen Verschleppungen von Kindern
von den Eltern zu schaffen, vgl. Schmahl (Fn. 88), Art. 8 KRK, Rn. 14.

90 CAT-Parallelbericht (Fn. 19), 28.
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Auch der Europarat duBlerte sich im Oktober 2013 anlésslich der Beschneidungsde-
batte: In seiner Resolution zum ,,Recht des Kindes auf kdrperliche Unversehrtheit stufte
er nicht- medizinisch indizierte Prozeduren, die zum vermeintlich Besten des Kindes
vorgenommen werden als bedenklich ein und rief die Mitgliedsstaaten im gleichen Zug
zum Einschreiten auf.®' Neben der Beschneidungspraxis und kosmetischen Genital-
operationen werden die friihen medizinischen Eingriffe an intergeschlechtlichen Kin-
dern explizit als solche Praxen benannt. Diese Wertung macht letztlich deutlich, dass
operative Eingriffe an intergeschlechtlichen Kindern ebenso wie kindliche Genitalver-
stimmelungen schwere Misshandlungen darstellen, die von der elterlichen Sorge nicht
gedeckt sein konnen.

111, Staatliches Unterlassen als geschlechtsspezifische Gewalt

In einer Stellungnahme aus dem Jahr 2012 nimmt die Bundesregierung zur Kenntnis,
dass es sich bei den geschlechtsangleichenden Operationen um gravierende Eingriffe in
Kindesrechte handelt.? Die Anregung zu weiteren Mainahmen — etwa der Einschaltung
eines Familiengerichts — wird weitestgehend abgeblockt: ,,Das Erfordernis einer rich-
terlichen Genehmigung wullrde die Entscheidung von den personensorgeberechtigten
Eltern auf den Staat verlagern, wobei das Gericht fulIr seine Entscheidung wie die Eltern
auf die Einschalltzung medizinischer Sachverstalindiger angewiesen wallre“.%3 Fiir
die Bundesregierung bleibt die Behandlung intergeschlechtlicher Kinder damit ein me-
dizinisches und privatrechtliches, nicht aber ein politisches Problem.

Die Bundesrepublik Deutschland verspricht ein objektives Kindeswohl durchzuset-
zen. Bei den geschlechtsangleichenden Operationen ist fraglich, welchem Wohl sie die-
nen sollen: Das Wohl des Kindes ist es jedenfalls nicht. Die wertenden Vergleiche zei-
gen, dass der Staat sich gerade bei derart folgenschweren Eingriffen in Kindesrechte die
Rechtspflicht auferlegt hat, die elterliche Sorge gesondert einzuschrianken. De lege lata
ist damit das Elternrecht bereits begrenzt.®* All das, was den Staat im Falle interge-
schlechtlicher Kinder aber von einer Klarstellung dessen abhélt ist keine rechtslogische
Bewertung, sondern blofe unerfiillte geschlechtliche Erwartung.

Es ist genau das Moment, das die Briicke zu feministischer Staatskritik schldgt. Das
Konstrukt eines ,,normalgeschlechtlichen” Kindes mag im Privatbereich der Familien
entstehen — es kann aber nur bestehen und gewaltvoll durchgesetzt werden, wenn von
staatlicher Seite bewusst nicht dagegen vorgegangen wird. Der ,,sexuelle Vertrag*, der
dem Staat nach feministischer Lesart?® zugrunde liegt, ist eben ein zweigeschlechtlicher.
Soweit die Schutzbediirftigkeit intergeschlechtlicher minderjahriger Kinder staatlich

91 Europarat, Resolution 1952 (2013): http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/X2H-Xref-
ViewPDF.asp?FileID=20174&lang=en (Stand vom 9.7.2014).

92 BT-Drs. 17/11855, 5.

93 Ebenda.

94 Hierzu Plett, Stellungnahme am 25.6.2012 (Fn. 71), 11.

95 Pateman, (Fn. 50).
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nicht anerkannt wird, wird hierdurch geschlechtsspezifische Gewalt veriibt. Und der
Staat wird wortbriichig, soweit er Objektivitéit und Neutralitit verspricht.?

E. Abschlieffende Anmerkungen

Die Gewalterfahrung, die intergeschlechtliche Menschen erleben, ist die einer rechtli-
chen Nichtbeachtung. Mit der Personenstandsgesetzinderung vom 1. November 2013
galt der Anerkennungskampf intergeschlechtlicher Menschen fiir viele als ausgefoch-
ten. Dabei wird verkannt: Eine Tabuisierung von intergeschlechtlicher Identitét bleibt
bestehen und Eltern werden sich weiterhin dazu beraten lassen, in geschlechtsanglei-
chende Operationen einzuwilligen. Um diesen rechtsfreien Raum zu schliefen, muss
der Leitsatz ,,Das Private ist politisch!* in all seinen Konsequenzen auf die Inter*Bewe-
gung iibertragen und die Thematik in ein 6ffentliches Bewusstsein geriickt werden.
Konkrete Anregungen beziiglich der geschlechtszuweisenden Operationen gibt es
bereits dahingehend, ein Familiengericht oder eine plural besetzte Ethikkommission als
Entscheidungsinstanz zwischenzuschalten.?” Das kénnte den Entscheidungsdruck von
allen Beteiligten nehmen und damit eine entlastende Wirkung haben. Wichtig ist dabei
wirklich sicherzustellen, dass Operationen nur in tatsdchlich medizinisch indizierten
Fillen vorgenommen werden. Bei sogenannten unabhédngigen Zwischeninstanzen be-
steht die Gefahr, dass dadurch die Verantwortung nur auf neue Kompetenztriger innen
verschoben und eine tatsdchlich neutrale Entscheidung ebenso wenig gefallt wird.
Wenn langfristiges Ziel die gleichwertige Anwendung von Schutznormen fiir alle
Kinder unabhéngig von ihrer geschlechtlichen Identitét sein soll, miissen Grenzen der
elterlichen Sorge konkret benannt werden. Dabei sollte aber auch deutlich werden, dass
Elternrechte durch die Personlichkeitsrechte ihrer Kinder ohnehin schon begrenzt sind.
Der Gedanke, dass geschlechtliche Erwartungen irgendeine staatliche Ungleichbehand-
lung rechtfertigen kdnnten, muss vollends ausgerdumt werden. Letztlich wird genau
dadurch ein wichtiges politisches Zeichen gesetzt und der Anerkennungskampf inter-
geschlechtlicher Menschen wére damit ein gutes Stiick vorangetrieben.

96 Zur Objektivitats- und Neutralititspflicht des Staates Baer, Objektiv, neutral, gerecht? Fe-
ministische Rechtswissenschaft am Beispiel sexueller Diskriminierung im Erwerbsleben, in:
KritV 1993, 154 ff.

97 Zu dem Vorschlag eines Familiengerichts vgl. Tonsmeyer (Fn. 66), 159 ff; zu dem Vorschlag
einer Ethikkommission insbesondere Schmidt am Busch, (Fn. 37), AGR 2012 (137), 442 (455).
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